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Thomas Ryser Die Institution ( Grosser) Gemeinderat/Stadtparlament 
Die Stadt St. Gallen im 20. und 21. Jahrhundert 
Die Zeit nach der Stadtvereinigung zeichnete sich durch einen 

starken Wandel aus: Bereits vor dem Ersten Weltkrieg setzte der Niedergang 
der Stickereiindustrie in der Stadt St. Gallen ein. Der Einbruch der Absatz­
märkte aufgrund des Krieges von 1914 bis i918 sowie ein Wandel in der Mode 
in den i92oer- und i93oer-Jahren verursachten eine Krise, die gekennzeich· 
net war durch eine hohe und lang anhaltende Arbeitslosigkeit. Eine wirt­
schaftliche Erholung setzte erst nach dem zweiten Weltkrieg ein und führte 
in eine bis in die i97oer-Jahre andauernde Hochkonjunktur. Dabei hatte sich 
jedoch das Wirtschaftsgefüge der Stadt erstmals seit dem Mittelaltergrund­
legend gewandelt. Anstelle des Textilgewerbes entwickelte sich zunehmend 
der Dienstleistungssektor zum dominanten Wirtschaftszweig. Damit verbun­
den war eine Zunahme der Wohnbevölkerung. Diese erreichte bis i970 einen 
Höchststand von rund 80 ooo Personen und pendelte sich um die Jahrtau­
sendwende bei rund 70 ooo ein. Die gute Wirtschaftslage, die neu entstan­
dene Konsumgesellschaft sowie der stark anwachsende Individualverkehr 
veränderten das Aussehen der Stadt erheblich. An den Stadträndern schos­
sen neue Quartiere und Einkaufszentren in die Höhe. Diese Entwicklungen, 
die das Stadtbild massiv veränderten, führten allmählich zu Opposition. 
Gegen das Jahrhundertende bestimmte die Debatte über den Ausgleich 
zwischen privater Lebensqualität und urbaner Betriebsamkeit die politi­
schen Auseinandersetzungen. ' Zu diesen stadtplanerischen Fragen im 
Grossen kamen Forderungen nach autonomen Freiräumen, beispielsweise 
für alternative Kulturangebote, Randständige und Flüchtlinge, oder für 
Naturschutzräume, für deren Erhalt sich ökologische Bewegungen einsetzten. 

Gemeinderat, Grosser Gemeinderat, 
Stadtparlament 
Mit der Gemeindefusion von 1918 wurde eine dreistufige Ge­

meindeorganisation eingeführt.2 Diese bestand aus der Bürgerschaft, dem 
Stadtparlament und dem Stadtrat.3 Mit dieser Dreigliederung verbunden 

Oie Institution (Grosser) Gemeinderat/Stadtparlament 

145 



1 

1,I 

1 

war die Trennung der politischen Gewalten. Als Legislative hatte das 
Stadtparlament fortan rechtsetzende Aufgaben inne. Dem Stadtrat oblag 
als Exekutive das Regieren und Ausführen der rechtlichen Vorgaben. Im 
vorliegenden Text steht aber das Stadtparlament im Zentrum, weil dieses 
Gremium damals «als Stellvertretung des Volkes»4 neu geschaffen und 
inzwischen 100 Jahre alt wurde. Dabei wird im Folgenden insbesondere 
auf das Stadtparlament als Lnstitution eingegangen. Dieses führte seit der 
Gemeindeordnung von i917 den Namen Gemeinderat. Aufgrw1d einer 
Anpassung an das kantonale Gemeindegesetz wurde das Gremium i984 
ne~ als Grosser Geme.inderat betitelt1 und seit 2005 beisst es Stadt~ 
parlament.5 

Seit der Entstehung der modernen Politischen Gemeinde St. Gal­
len wurden fünf Gemeindeordnungen erlassen. 6 Neben diesen Totalrevisio­
nen von 1917, 1951, 1972, 1984 sowie letztmals von 2004 formulierten diverse 
Nachträge einzelne Artikel neu. Ferner liegen fünf Geschäftsreglemente 
des Stadtparlaments vor, die 1918, 1952, 19841 1999 und 2004 neu erstellt 
und dazwischen mit Nachträgen korrigiert wurden. Verglichen werden in den 
nachfolgenden Ausführungen die erste Gemeindeordnung von 1917, das 
Geschäftsreglement von 1918 sowie die aktuelle Ordnung und das Reglement 
von 2004. 

Organisation: Präsidium, Fraktion und 
parlamentarische Kommissionen 
Gemäss der Gemeindeordnung von 2004 setzt sich das Stadt­

parlament in organisatorischer Hinsicht aus drei Gremien zusammen, 
in die sich Parlamentarierinnen/Parlamentarier wählen lassen oder in 
denen sie mitarbeiten können: Stadtparlamentspräsidium, Fraktionen und 
Kommissionen.7 

Das Präsidium des Stadtparlaments umfasst die Stadtparla­
mentspräsidentin/den Stadtparlamentspräsidenten, die Vizepräsidentin/ 
den Vizepräsidenten, drei Stimmenzählerinnen/Stimmenzähler sowie ab 
1984 8 die Fraktionspräsidentinnen/Fraktionspräsidenten. 9 Zur Wahl in 
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diese Funktionen stehen Mitglieder der im Stadtparlament vertretenen 
Fraktionen. Die Reihenfolge, in der das Präsidium besetzt wird, bemisst 
sich nach der Stärke, die die Parteien bei den Wahlen erreicht haben. Das 
Präsidium erledigt Auf gaben, welche die Durchführung der Plenarsitzungen 
ermöglichen. '0 Darüber hinaus«[ ... ] erlässt [es] einen erläuternden Bericht 
zu den Abstimmungsvorlagen». 11 

Fraktionen waren anfangs in der Gemeindeordnung und im 
Geschäftsreglement noch nicht vorgesehen und \AJUrden erst später zu deren 
festem Bestandteil. 12 Die Mitwirkung in einem solchen Zusammenschluss 
von n:irndestens fünf 13 Parlamentarierinnen oder Parlamentariern der 
gleichen Partei oder gleichgesinnter Parteien 14 ist insofern wichtig, als sich 
die Angehörigen einer Fraktion in ihren Sitzungen auf eine gemeinsame 
Meinung einigen, die dann im Stadtparlament vertreten wird. Damit 
stellen Fraktionen einen wichtigen Faktor im Prozess der parlamentari­
schen Meinungsbildung dar.15 Daneben werden diese Gremien«[ ... ] bei 
der Bestellung des Präs.idiums, der Kommissionen und der Abordnungen 
angemessen berücksichtigi».16 Darum ist es wichtig, Fraktionsstärke zu 
erlangen, tun so auch im politischen Alltag aktiv mitwirken zu können. 

Parlamentarische Kommissionen sind parteiübergreifend zu­
sammengesetzte Gremien, die quasi als <Fachausschuss zu bestimmten 
Themen> die Geschäfte des Stadtparlaments vorberaten. Grundsätzlich 
wird zwischen zweierlei Arten parlamentarischer Kommissionen, 17 nämlich 
zwischen ständigen und nichtständigen, 18 unterschieden. 19 Die Gemein­
deordnung von 1917 schrieb nur das ständige Führen einer Budget- und 
Rechnungsprüfungskommission sowie einer Gescbäftspriifungskomrnissi­
on vor. 20 Später wurden diese beiden Kommissionen in der Geschäftsprü­
fungskommission 21 vereint und zusammen mit der Liegenschaftenkommis­
sion 22 in der Gemeindeordnung verankert. 23 Zu diesen stiessen mit der 
Bau- 24

, Werk- 25 und Bildungskommission 26 drei weitere ständige Kommissi­
onen. 27 Auf Anfahg 2017 erfolgte eine erneute Umbildung: Die Liegenschaf­
ten- und die Baukommission wurden in einer Kommission zusammenge­
fasst. Indem daneben mit der Kommission für Sicherheit und Soziales eine 
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neue parlamentarische Kommission entstand, 28 konnte nun jeder Direktion 
eine Kommission zur Seite gestellt werden. Diese Umstrukturierung ermög­
licht eine intensivere Auseinandersetzung mit den jeweiligen Geschäften, 
was wiederum der Sachpolitik dient. Gleichzeitig wird dadurch das Wirken 
des Stadtrats stärker kontrolliert. 

Mitwirkung: Parlamentarische Vorstössc, 
Kompetenzen 
Parlamentarische Vorstösse umfassen ein Bündel förmlicher 

Anfragen, die den Stadtparlamentsmitgliedern gemäss Gemeindeordnung 
und Geschäftsreglement von 2004 zur Verfügung stehen: Motionen, 
Postulate, Interpellationen und Einfache An.fragen. Diese Handlungsinstru­
mente ermöglichen es den Stadtparlamentarierinnen und Stadtparlamen­
tariern, sich bei der Beschäftigung mit einer Vorlage oder Fragestellung 
einzubringen oder neue Verhandlungsgegenstände im Plenum zu themati­
sieren. Gemeinsam ist diesen vier verfügbaren Instrumenten, dass der 
Stadtrat zu einer Stellungnahme gezwungen wird. Unterschiedlich hinge­
gen sind die Art des Auftrags an die Exekutive und die Anzahl Parlamentari­
erinnen und Parlamentarier, die einen solchen Vorstoss mittragen müssen. 
Motionen und Postulate beauftragen den Stadtrat, den Entwurf einer 
Gemeindeordnungsrevision oder anderer rechtsetzender Bestimmungen 
auszuarbeiten bzw. deren Notwendigkeit zu prüfen. 29 Mit Interpellationen 
und Einfachen Anfragen werden Auskünfte über die Stadtverwaltung 
verlangt.30 Von diesen beiden Werkzeugen zur Kontrolle des Stadtrats und 
der Stadtverwaltung machten die Mitglieder des Stadtparlaments am 
häufigsten Gebrauch, wie das folgende Diagramm zeigt.31 Dabei überwie­
gen die Einfachen Anfragen, vermutlich weil diese bloss von einem 
Mitglied des Stadtparlaments 32 und im Gegensatz zu allen anderen Vor­
stössen auch ausserbalb der Sitzungen eingereicht werden können.33 

Die Gemeindeordnung von w17 und das Geschäftsreglement 
von i918 sahen noch keine Einfachen Anfragen vor. Dafür waren damals die 
anderen parlamentarischen Vorstösse (Motionen, Postulate und Interpel-
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Häufigkeit der unterschiedlichen parlamentarischen 
Vorstösse, 24.10.2000 - 20.12.2016." 

lationen) im Vergleich zu 2004 weniger stark reglementiert. 35 Somit kann 
nicht eindeutig entschieden werden, ob sich die Instrumente der parlamen­
tarischen Vorstösse verbessert oder verschlechtert haben. Eindeutiger stellt 
sich die Situation bezüglich der Kompetenzen des Stadtparlaments dar. 

Wenn vorerst Kompetenz als Befagnis aufgefasst wird, so haben 
die einzelnen Stadtparlamentsmitglieder neben der Einreichung parlamen­
tarischer Vorstösse das« [„.] Recht, zu den Traktanden oder zu einer Ord­
nungsfrage das Wort zu ergreifen, Anträge zu stellen und bei Beschlussfas­
sungen mitzustimmen, auch sind sie wahlfähig in jene Kommissionen und 
Abordnungen, die durch Mitglieder des Gemeinderates besetzt werden 
müssen oder können».36 

Seit i918 dürften sich die Wahlkompetenzen der Stadtparlamen­
tarierinnen und -parlamcntarier tendenziell eher etwas vermindert haben. 
Sie wählen zwar nach wie vor jeweils in der ersten Sitzung der Amtsdauer 
die Mitglieder verschiedener Kommissionen und Abordnungen, doch hat 
sich deren Bestand im Verlaufe der letzten hundert Jahre stark verändert. 
Gewisse Gremien wie die Kreis- und Zentralwahlbüros, die Steuerkommis­
sionen oder die Polizeistrafkommission, für deren Zusammensetzung der 
frühere Gemeinderat zuständig gewesen war, existieren nicht mehr, andere 
hingegen sind dazugekommen.37 Heute, im Gegensatz zu früher, fällt die 
Wahl der Stellvertretung der Stadtpräsidentin/ des Stadtpräsidenten und 
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der «Übrigen höhern Beamten» nicht mehr in die Kompetenz des Parla­
ments.38 Dessen Befugnisse bei der Bestimmung des Verwaltungspersonals 
beschränken sich heute auf die Wahl der Stadtschreiberin/ des Stadt­
schreibers und der Chefin/des Chefs der Finanzkontrolle, die vom Stadtrat 
vorgeschlagen werden, sowie auf jene der Ombudsperson und deren 
Stellvertretung. 39 

In seiner legislativen Funktion beschliesst das Stadtparlament 
gemäss der aktuellen Gemeindeordnung jeweils unter Vorbehalt des Refe­
rendums die Gemeindeordnung, rechtsetzende Reglemente und Verein­
barungen sowie den Zonenplan.40 Diese Befugnisse finden sich in der 
Gemeindeordnung von 1917 nicht in dieser Prägnanz.41 Hingegen musste 
damals das Geschäftsreglement des Stadtrates durch das Stadtparlament 
genehmigt werden;'1 diese Kompetenz entfiel später. 

Die Gemeindeordnung legt bei Finanzgeschäften fest, wer für 
was wieviel Geld sprechen kann. 1917 war das Stadtparlament befugt, bis zu 
einer gewissen Betragshöhe selbstständig über Ausgaben, Zusatzkredite und 
Darlehen zu befinden.43 Angaben über die Finanzkompetenz des Stadtrats 
waren hingegen in der ersten Gemeindeordnung keine enthalten. Dies hat 
sich bis zur Gemeindeordnung von 2004 gründlich geändert. So tritt der 
Stadtrat quasi an die Stelle des Stadtparlaments und ist befugt, in Finanz­
fragen die Geschäfte unter einer Maximalhöhe selbstständig zu regeln. 
Das Stadtparlament hingegen kann erst bei Ausgaben, Zusatzkrediten und 
Darlehen mitreden, wenn die Beträge eine gewisse Swnme überschreiten." 

Dieser nicht abschliessende Vergleich zeigt bereits, dass die 
Kompetenzen des Stadtparlaments eher abnahmen. Dies lässt sich auch 
anhand zweier Gemeindeordnungsartikel verdeutlichen. 1917 durfte das 
Parlament über alle Gemeindeangelegenheiten beschliessen1 sofern diese 
nicht durch die Gemeindeordnung odei: übergeordnetes Recht dem 
Stimmvolk, dem Stadtrat oder den Schulbehörden vorbehalten waren.45 

Die entsprechende Regelung von2004 schränkt die Kompetenz des 
Parlaments stärker ein: Es darf nur noch über jene Geschäfte befinden, die 
das übergeordnete Recht ihm explizit zuweist.'6 Der Kompetenzbereich des 
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Stadtparlaments verschob sich somit hinsichtlich der nicht geregelten Fälle: 
Früher hatte es in allen Fällen tätig werden können, die nicht in die Zustän­
digkeit eines anderen Gremiums fielen; heute darf es nur noch in Angelegen­
heiten entscheiden, die ihm aufgrund einer gesetzlichen Basis ausdrücklich 
zugeschrieben sind. 

Wenn Kompetenz nicht wie oben als <Befugnis>, sondern als 
Zuständigkeit gedeutet wird, kann der Frage nach dem konkreten Gegen­
stand, mit dem sich das Stadtparlament beschäftigt, nachgegangen werden. 
Die Schweiz ist aufgrund ihrer staatsrechtlichen Organisation ein födera­
listischer Staat, in dem sich Bund, Kantone und Gemeinden die Souveräni­
tät teilen. Dies wiederum bedeutet, dass nicht auf jeder der drei Ebenen 
über alles entschieden werden kann. Im Rahmen, den das übergeordnete 
Recht absteckt, zählen zu den wichtigsten Aufgaben der Gemeinden die 
eigentliche Organisation der Gemeinde,47 die GemeindevermögeosverwaJ­
tung, die Führung des kommunalen öffentlichen Finanzwesens, 48 die Verlei­
hung des Gemeindebürgerrechts, das Schulwesen, 49 Tätigkeiten im Bereich 
der Sicherheit und Ordnung, so die Ortsplanung, die Ausführung öffentlicher 
Arbeiten, si die Sicherstellung technischer Einrichtungen, 52 der Unterhalt 
industrieller Betriebe, 53 der Betrieb lokaler öffentlicher Verkehrsmittel sowie 
die Durchführung kultureller und sportlicher Veranstaltungen.54 

Wie häufig sich das Stadtparlament mit diesen Themen beschäf­
tigt hat, lässt sich mittels einer von der Stadt St. Gallen unterhaltenen 
Online-Datenbank feststellen.55 Diese weist die einzelnen behandelten 
Geschäfte J2 thematischen Kategorien zu. Nach der am häufigsten genann­
ten Kategorie «Stadtparlament» 56 finden sich zwischen Oktober 2000 und 
Dezember 2016 an zweiter Stelle Geschäfte der Kategorie «Öffentliches 
Bauen» (11 Prozent), dann solche aus dem Bereich «Schulen» (8 Prozent), 
gefolgt von der Abteilung «Öffentliche Ordnung und Sicherheit» (6 Prozent) 
und schliesslich (mit je 5 Prozent) die Gruppen «Finanzhaushalt», «Verkehr 
und Telekommunikation» sowie «Soziales und Sozialhilfe». Die verblei­
benden 25 thematischen Kategorien 57 sind jeweils mit weniger als 5 Prozent 
der behandelten Geschäfte vertreten. 
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Durchführung: Plenarsitzungen 
w1d Tagungsort 
Sitzungen des Stadtparlaments können so oft einberufen werden, 

wie es die Geschäfte erfordern oder dies der Stadtrat oder mindestens 15 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier wünschen. 58 Die unten stehende 
Tabelle zeigt, wie die Anzahl an Stadtparlamentssitzungen, abgesehen von 
der ersten Amtsperiode, 59 tendenziell zunahm und sich seit den beiden 
vergangenen Legislaturen auf etwa eine monatliche Sitzung einpendelte. 

100-
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Anzahl Stadtparlamentssitzungen in den Amtsperioden zwischen 1918 und 2016.•0 

Vor einer Stadtparlamentssitzung werden den Parlamenta­
rierinnen und Parlamentariern die entsprechenden Unterlagen zugestellt. 
1918 musste dies in der Regel sieben, 61 später dann achtzehn 62 Tage im 
Voraus geschehen. Eine frühere Zustellung der Unterlagen - verbunden mit 
einer geringeren Sitzungsfrequenz, wie sie sich seit den vergangenen 
beiden Amtsperioden abzeichnet - ermöglicht theoretisch eine bessere 
Vorbereitung auf die Parlamentssitzungen. Diese fanden seit 1918 jeweils 
an einem Dienstag von 16 bis 19 Uhr statt. 63 

Seit 1963 verfügt das Stadtparlament mit dem Waaghaus über 
einen eigenen Sitzungssaal. Zuvor tagte es, wie dem folgenden Diagramm 
entnommen werden kann, in unterschiedlichen Gebäuden. In deren 
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Räumen fanden neben dem Stadtparlament auch die interessierte Öffent­
lichkeit und Medienschaffende Platz. 64 
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Die unterschiedlichen Tagungsräumlichkeiten des Stadtparlaments zwischen 1918 und 
2016.6s Die Balken des Diagramms zeigen bloss die Dauer, in der von einem bestimmten 
Sitzungsort Gebrauch gemacht wurde, und nicht dessen effektive Häufigkeit. 

Es scheint aber, dass sich das Stadtparlament sehr an seinen 
Sitzungssaal im Waaghaus gewöhnt hat, tagte es doch seit 1963 nur noch 
dreimal 66 andernorts. 2016 geschah dies, als gleichzeitig das Musikfestival 
«New Orleans meets St. Gallen» stattfand und allfällige Störungen des 
Parlamentsbetriebs durch die Musik befürchtet wurden. Deshalb wich das 
Stadtparlament auf den Grossratssaal des Kantons St. Gallen aus. Damit es 
sich an diesem ungewohnten Ort wohler fühlte, hängte man eine Stadt­
fahne auf.67 Ob dies wohl dazu beitrug, die für die Verhandlungs- und 
Beschlussfähigkeit notwendige Anzahl der Mitglieder des Stadtparlaments 
anzulocken? 68 
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Thomas Ryser Stadtparlamentswahlen 
Die Rahmenbedingungen: 
Wahlberechtigung, Wahlverfahren, 
Wahlkreise, Grösse Stadtparlament, 
Amtsdauer, Sitzungsgeld 
Die Mitglieder des Stadtparlaments stammen aus der Bürger­

schaft der Politischen Gemeinde St. Gallen 1 und werden von derselben 
gewählt.2 Über die Jahre setzte sich der Kreis der Stimmfähigen und somit 
der ins Parlament wählbaren Personen unterschiedlich zusammen. Waren 
es zunächst alle Männer über 20 Jahre, die das Schweizer Bürgerrecht 
besassen 3 und in der Gemeinde wohnten,4 so gehören ab dem 23. Januar 
1972 ebenso Frauen dazu.5 1992 schliesslich wurde das Stimm- und Wahl­
rechtsalter auf18 Jahre herabgesetzt.6 

Seit Bestehen des Stadtparlaments werden dessen Mitglieder im 
Proporzwahlverfahren gewählt.7 Die Gemeindeordnung von i917 teilte die 
Stadt in die drei Kreise C (Centrum), 0 (Ost) und W (West) ein, die zugleich 
auch Wahlkreise bildeten.8 Diese erhielten bis weit ins 20. Jahrhundert 
hinein für ein bestimmtes Einwohnerkontingent einen Stadtparlamentssitz 
zugesprochen.9 Weil die Einwohnerzahl nicht stabil war, variierte die Grösse 
des Parlaments zwischen52 und 76 Mitgliedern.10 Erst1972 wurde die Zahl 
der Mandate fix definiert und auf die heute noch gültigen 63 Sitze festgelegt. 
Jeder Kreis konnte damals so viele Parlamentarierinnen und Parlamentarier 
stellen, wie es seinem Anteil an der ganzen Stadtbevölkerung entsprach. 11 

1978 entschied schliesslich die Bürgerschaft, die drei Wahlkreise abzuschaf­
fen und die Stadt für die Wahl der meisten Behörden als Einheitswahlkreis 
zu bestimmen, 12 weil sich inzwischen die Bevölkerung vermischt und das 
gesamtstädtische Denken gut entwickelt habe. 13 

Neben der Abschaffung der Wahlkreise änderte sich auch die 
Amtsdauer der Mitglieder des Stadtparlaments. Dauerte die Legislaturperi­
ode bis Ende 1960 noch drei Jahre, so wurde sie danach durch eine Ände­
rung in der Kantonsverfassung auf vier Jahre angehoben; das Gleiche galt 
für den Stadtrat. 14 
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Wenn eine Versammlung im üblichen z.eitlichen Rahmen statt­
fand, erhielten die Mitglieder des Stadtparlaments gemäss der Gemein­
deordnung von 1917 eine Abfindung von sechs Franken pro Sitzung. 15 Unter 
Berücksichtigung der durchschnittlichen Teuerung würde dieser Betrag 
2016 ungefähr 38 Franken entsprechen. 16 in der Tat erhalten die Stadtparla­
mentarierinnen und Stadtparlamentarier hundert Jahre später ein höheres 
Sitzungsgeld, nämlich 100 Franken pro Sitzung. 17 Wenn sich das Stadtpar­
lament wie in den vergangenen beiden Legislaturen rund dreizehn Mal pro 
Jahr trifft, so fallen Jahresentschädigungen für die Sitzungsteilnahme in der 
Höhe von 1300 Franken pro Mitglied an. Dieser Betrag relativiert sich jedoch 
stark, berücksichtigt man, dass Stadtparlamentsmitglieder für die Erfüllung 
ihres Mandats mit ein ein Arbeitsaufwand rechnen müssen, der einem 10-

bis 20-Prozent-Pensum entspricht. 18 Sie dürften also ihr Amt nicht wegen 
finanzieller Verdienstmöglichkeiten ausüben, sondern eher aus Engagement 
für die Stadt. Allerdings ist zu bedenken, dass die geringe Entschädigung 
wenig bemittelte einsatzfreudige Personen auch daran hindern kann, sich 
für eine Wahl aufstellen zu lassen. 

Wahlergebnisse 
Am 8. w1d 9. Dezember 1917 wurde erstmals das Stadtparlament 

gewählt.19 Aufgrund der Einwohnerzahlen der drei Kreise 20 wurden 76 Sitze 
vergeben. 21 Die folgende zusammenstell ung 22 zeigt die Parteistärke in den 
drei Wahlkreisen, d.h. die Anzahl erlangter Sitze jeder Partei in Prozent zur 
Gesamtanzahl aller Mandate. 

50% -- FDP SP CVP Demokratische 

0% b 
u. Arbeiterpartei 

d a h 
Das Ergebnis der Stadtparlamentswahl 1917 in Prozent und nach den drei Wahlkreisen 
Centrum (schwarz), We.st (weiss) und Ost (grau). Oie Parteinamen-wurden den heute 
üblichen Bezeichnungen angeglichen. 
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Zwar dominierten in der ersten Stadtparlamentswahl die 
bürgerlichen Parteien, doch zeigt sich, dass die drei Wahlkreise parteipoli­
tisch unterschiedlich geprägt waren. Im Kreis C, dem wirtschaftlichen 
Zentrum, war die FDP die klare Wahlsiegerin. Weil viele Arbeitnehmer in 
Tablat und Straubenzell wohnten, aber in der Stadt arbeiteten, verwundert 
es nicht, dass die Parteien, die die Interessen der Arbeiterschaft vertraten, 
d.h. die SP und die Demokratische und Arbeiterpartei, 23 zusammen im 
Kreis West mit 47 Prozent und im Kreis Ost mit 40 Prozent die meisten 
Mandate erhielten. Die Wahlanteile der CVP widerspiegeln die alte Auftei­
lung des Stadtterritoriums, entsprach der Kreis Centrum doch ungefähr der 
reformierten Reichsstadt und die Kreise West und Ost, wo die CVP eine 
starke Stellung hatte) den ehemals fürstäbtischen Gemeinden Straubenzell 
und Tablat. 

1976 wurde zum letzten Mal innerhalb der drei Kreise gewählt. 
Die Ergebnisse präsentieren sich wie folgt. 
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~ -Das Ergebnis der Stadtparlamentswahl 1976 in Prozent und nach den drei Wahlkreisen 
Centrum (schwarz), West (weiss) und Ost(grau). Oie Parteinamen wurden den heute 
üblichen Bezeichnungen.angeglichen. 

59 Jahre nach der ersten Stcrdtparlamentswahl konnte i 976 allein 
beim Ergebnis der CVP ein ähnliches Wahlverhalten der Stimmberechtigten 
aller Wahlkreise festgestellt werden. Darüber hinaus ist ein Trend zur ver­
mehrten Wahl bürgerlicher Parteien~ nachweisbar. Dieser führte dazu, dass 
die Aufteilungvon 1917 (eher wirtschaftsfreundliche Parteien im Centrum 
und eher arbeiterfreundliche im Westen und Osten) in dieser Form nicht 
mehr galt - im Kreis West noch weniger als im Kreis Ost. Es scheint somit, 
dass die schon im Zusammenhang mit der Aufhebung der drei Wahlkreise 

Stadtparlamentswahlen 

157 



erwähnte Vermischung der Bevölkerung zwar tatsächlich stattgefunden 
hatte,2' dies aber, wie die Wahl von1976 zeigt, nicht in einem Ausmass, 
dass von einer Konvergenz der drei Wahlkreise gesprochen werden könnte. 

Werden sämtliche Mandate der jeweils im Stadtparlament 
vertretenen Parteien aus der Zeit von i918 bis 2018 zusammengezählt, so 
ergibt sich das folgende Diagramm. 25 Es gibt jedoch bloss Aufschluss über 
die Sitzverteilung der gewählten Parteien und also nicht darüber, welche 
Parteien überhaupt an den Stadtparlamentswahlen teilgenommen haben.26 

30 Sitze 
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Christlich-Demokratische Volkspartei 

Freisinnig-Demokratische Partei 

Sozialdemokratische Partei 

- Bund freier Demokraten 

- Politische Aktion Pro St. Gallen 

- Schweizer Demokraten 

- - - - Landesring der Unabhängigen/Die Unabhängigen 

- · Politische Frauengruppe 

- • • • Schweizerische Volkspartei 

Grünllberale Partei 

Demokratische und Arbeiterpartei 

Grüne 

- Autopartei/Freiheitspartei 

Evangelische Volkspartei 

Bürgerlich·Demokratische Partei (1 Sitz, 2012) 

Kommunistische Partei {4 Sitze, 1945) 

Jungfreislnnige Partei (6 Sitze, 1921) 

Demokratische Fortschrittspartei (1Sitz,1927) 

Parteiungebundene Wähler (1 Sitz, 1964) 

Schweizerische Republikanische Bewegung (3 Sitze, 1972) 

100 Jahre Gewaltenteilung 

Während des Bestehens des Stadtparlaments waren die FDP, 
CVP und SP stets darin vertreten. In diesen hundert Jahren änderte sich 
jedoch ihr Einfluss. Erzielte bis 1968 die FDP die meisten Mandate, so 
wurden die freisinnigen danach von der CVP, sie wiederum ab 2004 von 
der SP abgelöst. Insbesondere in den ausgehenden i98oer-Jahrcn weitete 
sich das Parteienspektrum. 
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